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Energie, Kraftstoffe und die Aussichten für den Klimaschutz
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Emissionshandel und Politik
Tina Mieritz
Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung
Abstract
Idee und Funktionsweise des Emissionshandels
Im Oktober 2003 trat die EU-Richtlinie über das Emissionshandelssystem in Europa in Kraft. Diese verpflichtet die Mitgliedstaaten, im Vorfeld jeder Handelsperiode emissionstechnische Angaben der EU-Kommission in Nationalen Allokationsplänen (NAP) zur Prüfung vorzulegen. Der NAP der jeweiligen Handelsperiode definiert, unter Berücksichtigung der landesspezifischen Ziele des Kyoto-Protokolls, die zuteilungsfähige Gesamtmenge an CO2-Emissionsberechtigungen. Nach dem NAP Deutschlands durften die emissionshandelspflichtigen Unternehmen während der 1. Handelsperiode (2005 – 2007) 495 Mio. Tonnen CO2 pro Jahr ausstoßen. Für die zweite Handelsperiode (2008 – 2012) wird auf Druck der EU-Kommission eine Kürzung des Emissionsbudgets auf 453 Mio. Tonnen angestrebt. Bisher teilte der Staat die Zertifikate kostenlos aus. Ein Teil der Emissionsrechte für die zweite Handelsperiode wird versteigert – das betrifft 40 Millionen Berechtigungen pro Jahr.

Das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG), welches im Juli 2004 verabschiedet wurde und die mit ihm verzahnten Zuteilungsgesetze (ZuG 2007 und ZuG 2012) und Zuteilungsverordnungen (ZuV 2007 und ZuV 2012) setzten weite Teile der EU-Richtlinie zum Emissionshandel in deutsches Recht um.

CO2-handelspflichtig sind alle Anlagen, welche unter Anhang 1 des TEHG fallen. Für fossil befeuerte Anlagen in der Energiewirtschaft gilt das ab einer Feuerungswärmeleistung (Maximale Brennstoffenergie, die pro Zeiteinheit umgesetzt werden kann) von 20 Megawatt. 

Anlagenbetreiber stellen zu Beginn einer Handelsperiode einen Antrag an die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) um Emissionsberechtigungen z. B. auf Basis historischer Kraftwerksdaten zu erhalten. Dies geschieht auf Grundlage des jeweiligen Zuteilungsgesetzes. Die tatsächlichen Emissionen einer Anlage haben die Betreiber jährlich an die DEHSt zu berichten (Emissionsbericht). In den Monitoring-Leitlinien ist festgelegt, wie die Emissionen ermittelt und berichtet werden müssen. Nach dem TEHG sind Anlagenbetreiber verpflichtet, eine Anzahl von Berechtigungen an die DEHSt zurückzugeben, die den im vorangegangenen Jahr verursachten Emissionen entspricht.

Emittiert eine Anlage mehr Kohlenstoffdioxid als Zertifikate zugeteilt wurden, hat der Betreiber die Option, seine Emissionen zu reduzieren oder zusätzliche Berechtigungen zu kaufen. Ziel dieses Systems ist die Erreichung von Klimaschutzzielen zu den jeweils kosteneffizientesten Konditionen.

Informationen zum Referent finden Sie hier:

http://www.izt.de/

[image: image3.jpg]SCHWEDT/ODER




